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2. JULI 2018 – Zusammenarbeitsabkommen zwischen der Wallonischen Regierung und der Regie-
rung der Deutschsprachigen Gemeinschaft zur Ausführung des Zusammenarbeitsabkommens vom 
13. Juli 2017 zwischen der Wallonischen Region und der Deutschsprachigen Gemeinschaft über die 

Lokalwahlen vom 14. Oktober 2018 auf dem deutschen Sprachgebiet 

[B.S. 16.07.18] 
 
 

KAPITEL 1 – WAHLVERRICHTUNGEN 
 
Artikel 1 - Die Anzahl zur Wahl zugelassener Wähler beträgt 1.050 pro Wahlsektion, was fünf Wahlcompu-

tern pro Wahlsektion und 210 Wählern pro Wahlcomputer entspricht. 
 
Art. 2 - Der Wortlaut der Anweisungen für die Wähler wird in dem beiliegenden Muster 1 aufgeführt. 
 
Art. 3 - In Anwendung von Artikel L4124-1 §6 des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung 

werden der Wortlaut der Anweisungen für den Wähler sowie der in Artikel L4132-1 des Kodex der lokalen De-
mokratie und der Dezentralisierung vorgesehene Wortlaut auf der Rückseite der Wahlaufforderungen angege-
ben. Dieser Text wird in dem beiliegenden Muster 2 aufgeführt. 

 
Art. 4 - Bei gleichzeitigen Wahlen zur Erneuerung der Provinzial- und Gemeinderäte erfolgt die Stimmabga-

be in folgender Reihenfolge: zuerst der Provinzialrat und dann der Gemeinderat. 
 
 
KAPITEL 2 – ALLGEMEINE ZULASSUNGSBEDINGUNGEN FÜR ELEKTRONISCHE WAHLSYSTEME MIT PAPIER-

BESCHEINIGUNG 
 
Art. 5 - Wahlcomputer müssen mit einem Berührungsbildschirm ausgestattet sein, mit dem für jede Wahl 

die Listen der politischen Formationen und der Kandidaten für die Wahl angezeigt werden können. 
Der Chipkartenleser muss den geltenden internationalen Normen entsprechen. Der Wahlcomputer muss 

dem Wähler auf jeden Fall ermöglichen, seine Stimme ohne Verwechslungsgefahr abzugeben, ungeachtet des-
sen, wie viele Kandidaten sich zur Wahl stellen und wie oft dieser Wahlcomputer verwendet wird. 

 
Wahlcomputer müssen mit einem Licht- und/oder Tonsignal ausgestattet sein, durch das der Vorsitzende 

des Wahlbürovorstands jede Fehlfunktion oder unsachgemäße Handhabung der Maschine erkennen kann. 
 
Der Chipkartenleser des Wahlcomputers darf nur Chipkarten annehmen, die vom Vorstand des Wahlbüros, 

wo der Wahlcomputer installiert ist, validiert wurden. Eine Chipkarte darf nur für die Wahl, für die sie validiert 
wurde, verwendet werden. 

 
Diese Wahlcomputer werden für die Zwecke einer bestimmten Wahl anhand eines vom Ministerium der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft bereitgestellten USB-Sticks, der das Wahlprogramm enthält, in Betrieb ge-
nommen. 

 
Zum Zeitpunkt der Stimmabgabe darf der Wähler nur die für seine Stimmabgabe erforderlichen Elemente 

auf dem Wahlcomputer sehen oder verwenden können. 
 
Art. 6 - Die elektronische Urne muss mit einem Barcodeleser, der den geltenden internationalen Normen 

entspricht, ausgestattet sein und ist an den Computer des Vorsitzenden angeschlossen. Sie kann mit einer 
elektronischen Klappe ausgestattet sein. 

 
Sie muss mit einem Kasten ausgestattet sein, der versiegelt werden kann und mindestens 2.000 Stimmzet-

tel fassen kann. 
 
Der Computer des Vorsitzenden wird durch einen vom Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft be-

reitgestellten USB-Stick aktiviert, der ausschließlich für die Wahl, auf die er sich bezieht, bestimmt ist. 
 
Um den Computer des Vorsitzenden ausgehend von den USB-Sticks, die das Wahlprogramm enthalten, zu 

registrieren und die Stimmen auf den USB-Sticks zu speichern, muss vorab ein Geheimcode benutzt werden, 
der dem Vorsitzenden des Wahlbürovorstands vom Vorsitzenden des Wahlvorstands der Gemeinde erteilt wird. 

 
Die USB-Sticks zur Aktivierung des Computers des Vorsitzenden können auch verwendet werden, um die 

Wahlcomputer zu aktivieren. 
 
Die Stimmen werden auf den USB-Sticks gespeichert, so wie die Einspeicherung der auf den Stimmzetteln 

befindlichen Barcodes fortschreitet. 
 
Der Computer des Vorsitzenden ist entweder mit einer Tastatur und einem Bildschirm oder mit einem Be-

rührungsbildschirm ausgestattet, die folgende Verrichtungen ermöglichen müssen: 
1. Inbetriebsetzung des Computers des Vorsitzenden durch Eingabe eines Geheimcodes, ohne dass dieser 

Code auf dem Bildschirm erscheint, 
2. Öffnung des Wahlbüros, 
3. Überwachung der Vorgänge der Validierung der Chipkarten vor der Stimmabgabe und der Einspeicherung 

der Stimmzettel nach der Stimmabgabe, 
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4. Schließung des Wahlbüros nach Bestätigung, 
5. Wiederaufnahme der Wahlverrichtungen nach Unterbrechung. 
 
Art. 7 - Pro Gemeinde wird ein Diagnoseprogramm bereitgestellt; es dient dazu, die Funktionstüchtigkeit 

der Wahlcomputer und des Computers des Vorsitzenden zu überprüfen. 
 
Pro Gemeinde wird ebenfalls ein Demonstrationsprogramm bereitgestellt, damit sich die Wähler vor der 

Stimmabgabe mit der Handhabung des Wahlcomputers und der elektronischen Urne vertraut machen können. 
 
Art. 8 - Die Daten auf den in den Artikeln 5 und 6 erwähnten USB-Sticks werden durch Verschlüsselung un-

kenntlich gemacht, was zusätzlich jede betrügerische oder unbeabsichtigte Verfälschung dieser Daten verhin-
dert. 

 
Art. 9 - Ein Wahlprogramm für jede Wahl, in dem das Bestehen gleichzeitiger Wahlen berücksichtigt sein 

muss, wird dem von der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft bestimmten Beamten zwecks Zulas-
sung ausgehändigt. 

 
Mit diesem Programm muss die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft die für die Wahlbürovor-

stände bestimmten USB-Sticks erstellen können. 
 
Das als übereinstimmend anerkannte Wahlprogramm ist das Eigentum der Regierung der Deutschsprachi-

gen Gemeinschaft und darf vom Lieferanten zu welchem Zweck auch immer nur mit Einverständnis der Regie-
rung der Deutschsprachigen Gemeinschaft benutzt werden. 

 
Eine Kopie der aktualisierten Analysen und der Quellcodes der Wahlprogramme wird dem in Absatz 1 er-

wähnten Beamten zwecks Zulassung ausgehändigt. 
 
Art. 10 - Das Wahlprogramm muss den Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen über die Wahlen und 

den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten genügen. Bei der Feststellung der Übereinstimmung 
durch die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft wird insbesondere berücksichtigt, dass diese Best-
immungen auf allen Bildschirmkopien der Wahlcomputer und der Computer der Vorsitzenden eingehalten wur-
den. 

 
Art. 11 - Die Feststellung durch die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, dass die Wahlappara-

tur und das Wahlprogramm den durch vorliegendes Kapitel festgelegten Bedingungen genügen, kann davon 
abhängig gemacht werden, dass vorab auf Kosten des Lieferanten auf der Apparatur des Ministeriums der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft beziehungsweise des Lieferanten-Bewerbers ein Probelauf durchgeführt wird, 
der die Verrichtungen zur Vorbereitung der Wahlen und die Stimmabgabe für einen oder mehrere Wahlkantone 
beziehungsweise für eine oder mehrere Gemeinden umfasst. 

 
Art. 12 - Die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft revidiert die von ihr getroffene Feststellung 

der Übereinstimmung, wenn im Nachhinein festgestellt wird, dass der Lieferant an der Apparatur oder dem 
Programm, die vorgeführt wurden, Änderungen angebracht hat, die im Widerspruch zu den Bestimmungen des 
vorliegenden Kapitels stehen. 

 
 
KAPITEL 3 – REGELN ZUR DARSTELLUNG DER LISTEN UND KANDIDATEN AUF DEN BILDSCHIRMEN DER 

WAHLCOMPUTER FÜR ELEKTRONISCHE WAHLEN MIT PAPIERBESCHEINIGUNG 
 

Art. 13 - §1 – Für die Darstellung der Listen auf den Bildschirmen der Wahlcomputer für elektronische Wah-
len mit Papierbescheinigung führt der Bildschirm die Listen in der Reihenfolge der Nummern auf, die ihnen 
zugeteilt wurden, pro Spalte und pro Zeile von oben bis unten und von links nach rechts, wobei sich das für die 
Stimmenthaltung vorgesehene Feld immer an letzter Stelle in der letzten Zeile der letzten Spalte befindet. 

 
§2 – Für jede dargestellte Liste werden der Name oder das Kürzel oder das Logo sowie die Nummer, die ihr 

zugeteilt wurde, in einem Feld angezeigt. Der Name der Liste oder das Kürzel oder das Logo wird auf einem 
hellen Bildschirmhintergrund dunkel umrandet. 

 
Art. 14 - §1 – Für die Darstellung der Kandidaten auf den Bildschirmen der Wahlcomputer für elektronische 

Wahlen mit Papierbescheinigung werden, wenn eine Liste neunzehn Kandidaten oder weniger beträgt, diese 
Kandidaten untereinander in einer einzigen Spalte angezeigt. 

 
Wenn eine Liste zwanzig oder mehr Kandidaten beträgt, werden die Kandidaten gleichmäßig auf zwei Spal-

ten verteilt. Wenn die Anzahl der Kandidaten nicht durch zwei geteilt werden kann, zählt die erste Spalte einen 
Kandidaten mehr als die zweite Spalte. 

 
§2 – Die den Kandidaten zugeteilte Nummer sowie ihr Name werden in dunklen Schriftzeichen und auf ei-

nem hellen Bildschirmhintergrund dunkel umrandet angezeigt. Der Name des Kandidaten wird in der ersten 
Zeile in Großbuchstaben angezeigt. Der Vorname des Kandidaten wird in der zweiten Zeile in Kleinbuchstaben 
angezeigt, mit Ausnahme des Anfangsbuchstabens, der in Großschrift angezeigt wird. Die beiden Namen wer-
den in demselben Feld linksbündig ausgerichtet. 
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KAPITEL 4 – AUSMASS DER MITTELS EINES ELEKTRONISCHEN WAHLSYSTEMS MIT PAPIERBESCHEINIGUNG 
AUSGEDRUCKTEN STIMMZETTEL UND DER DORT AUFGEFÜHRTEN ANGABEN 

 
Art. 15 - Bei den Lokalwahlen vom 14. Oktober 2018 auf dem deutschen Sprachgebiet verfügen die mittels 

eines elektronischen Wahlsystems mit Papierbescheinigung ausgedruckten Stimmzettel innerhalb ein und des-
selben Wahlkreises über ein identisches standardisiertes Ausmaß, ungeachtet der Stimmabgabe des Wählers. 

 
Art. 16 - Bei den in Artikel 15 erwähnten Wahlen werden die folgenden Angaben auf den mittels eines 

elektronischen Wahlsystems mit Papierbescheinigung ausgedruckten Stimmzetteln aufgeführt: 
 

PROVINZIALRAT / CONSEIL PROVINCIAL  

(*)  

(1)  

(**)  

Kandidaten / Candidats  

X (2) ... ... (3) ... (4)  

  

GEMEINDERAT / CONSEIL COMMUNAL  

(*)  

(1)  

(**)  

Kandidaten / Candidats  

X (2) ... ... (3) ... (4)  

 
(*) Wird für eine Wahl eine Stimmenthaltung abgegeben, wird ausschließlich " Stimmenthaltung / Vote 

Blanc " vermerkt. 
(1) Name der gewählten Liste 
(**) Wird eine Kopfstimme gewählt, wird " Listenstimme für / Vote de Liste pour (1) " vermerkt. 
(2) Nummer des Kandidaten 
(3) Name des Kandidaten 
(4) Anfangsbuchstabe des Vornamens des Kandidaten 
 
N.B.: Die gewählten Kandidaten können in Spalten klassiert werden. 
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Anhange zum Zusammenarbeitsabkommen vom 2. Juli 2018 zwischen der Wallonischen Regie-
rung und der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft zur Ausführung des Zusammenar-

beitsabkommens vom 13. Juli 2017 zwischen der Wallonischen Region und der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft über die Lokalwahlen vom 14. Oktober 2018 auf dem deutschen Sprachgebiet 

 
 

Muster 1. Wortlaut der Anweisungen für die Wähler 
 

1. Öffnungszeiten des Wahllokals 
 
Die Wähler werden von 8 bis 15 Uhr zur Stimmabgabe zugelassen. Wähler, die sich um 15 Uhr im Wahllokal 

oder im Wartesaal befinden, werden jedoch noch zur Stimmabgabe zugelassen. 
 
2. Zur Stimmabgabe zugelassene Wähler 
 
Die belgischen Wähler werden zur Stimmabgabe für die Wahl der Gemeinderäte und Provinzialräte zugelas-

sen. 
 
Die Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und die Staatsangehörigen von 

Drittstaaten sind ausschließlich zur Stimmabgabe für die Gemeinderatswahlen zugelassen, sofern sie ihre Wahl-
aufforderung bei sich haben, auf der der Buchstabe "C" bzw. "E" vermerkt ist. 

 
3. Eintreffen der Wähler im Wahllokal 
 
Die Wähler treffen mit ihrer Wahlaufforderung und ihrem Personalausweis am Eingang des Wahllokals ein. 
 
Der Wähler, der aus einem unleugbaren religiösen oder ärztlichen Grund mit einer Kopfbedeckung vorstellig 

wird, muss dafür sorgen, dass sein Gesicht - d. h. Stirn, Wangen, Nase und Kinn - vollständig unbedeckt ist. 
 
4. Wähler, die sich begleiten lassen 
 
Der Wähler, der es für notwendig erachtet, sich bis in die Wahlkabine begleiten zu lassen, um sein Wahl-

recht auszuüben, kann spätestens am Tag vor dem Wahltag eine diesbezügliche Erklärung beim Bürgermeister 
seines Wohnsitzes einreichen. 

 
Der Wähler wählt seinen Begleiter; dieser muss jedoch selbst Wähler sein. 
 
Ein Kandidat kann nur dann als Begleiter seines Ehepartners oder seines gesetzlich zusammenwohnenden 

Partners, oder eines Verwandten oder Verschwägerten, der seinen Hauptwohnort an seinem Wohnsitz festge-
legt hat, auftreten, wenn er selbst Wähler ist. Ein Kandidat kann ebenfalls als Begleiter eines Verwandten oder 
Verschwägerten, der seinen Hauptwohnort nicht an seinem Wohnsitz festgelegt hat, auftreten, sofern die Ver-
wandtschaft bis zum dritten Grad nachgewiesen werden kann. 

 
Die Erklärung wird auf einem Formular ausgestellt, dessen Muster von der Regierung festgelegt wird und 

das kostenlos beim Gemeindesekretariat erhältlich ist. In der Erklärung werden angegeben: die Wahlen, für die 
sie gültig ist, sowie Name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des Wählers und des Begleiters sowie die 
Identifizierungsnummer im Nationalregister der natürlichen Personen des Wählers. 

 
Das Formular wird vom Wähler und vom Begleiter unterzeichnet. Der Wähler zeigt dem Vorsitzenden des 

Wahlvorstands dieses Formular zusammen mit seiner Wahlaufforderung. 
 
5. Prüfung im Abstimmungsregister und eventuelle Nicht-Zulassungen 
 
Der Sekretär kreuzt den Namen der Wähler auf einer Abschrift des Abstimmungsregisters an. 
 
Der Vorsitzende oder ein von ihm bestimmter Beisitzer prüft die Übereinstimmung der Angaben auf der 

zweiten Abschrift des Abstimmungsregisters mit den Angaben auf der Wahlaufforderung und dem Personalaus-
weis. 

 
Wird der Wähler zur Wahl zugelassen, so wird sein Name ebenfalls auf dieser Abschrift angekreuzt. 
 
Der Wähler, der seine Wahlaufforderung nicht bei sich hat, kann zur Stimmabgabe zugelassen sein, wenn 

seine Identität und Eigenschaft vom Wahlbüro anerkannt wird. 
 
Wer nicht auf dem Abstimmungsregister steht, darf nicht an der Wahl teilnehmen, es sei denn, er legt einen 

Beschluss des Gemeindekollegiums oder einen Auszug aus einem Entscheid des Appellationshofes, durch den 
seine Eintragung angeordnet wird, oder eine Bescheinigung des Gemeindekollegiums vor, in der bestätigt wird, 
dass der Betreffende die Wählereigenschaft besitzt. 

 
Die Namen der Wähler, die noch nicht im Wahlregister eingetragen sind, jedoch vom Vorstand zur Wahl zu-

gelassen werden, werden in beiden Abschriften des Registers eingetragen. 
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Die Personen, die ihre belgische Staatsangehörigkeit nachweisen können, und den anderen Wahlberechti-
gungsbedingungen genügen, werden auf Vorlage der betreffenden Belege zu den gesamten Wahlen zugelassen. 

 
Trotz Eintragung im Wählerregister darf der Vorstand diejenigen Wähler nicht zur Wahl zulassen, deren 

Streichung das Gemeindekollegium oder der Appellationshof durch einen Beschluss beziehungsweise einen 
Entscheid angeordnet hat. Ein Auszug aus diesem Beschluss bzw. diesem Entscheid muss vorgelegt werden. 

 
Ebenso darf der Vorstand nicht diejenigen Wähler zur Wahl zulassen, die vom Wahlrecht ausgeschlossen 

worden sind oder deren Wahlrecht ausgesetzt ist, und deren Unfähigkeit durch eine Urkunde festgelegt wird, 
deren Ausstellung vom Gesetz vorgesehen ist. 

 
Abschließend darf der Wahlvorstand auch nicht die Wähler zulassen, bei denen entweder durch Schriftstücke 

oder durch ihr Eingeständnis erwiesen ist, dass sie am Wahltag das für die Stimmabgabe erforderliche Alter 
nicht erreicht haben oder am selben Tag bereits in einer anderen Sektion oder in einer anderen Gemeinde ge-
wählt haben. 

 
6. Überreichen der Chipkarte 
 
Nachdem der Vorsitzende den Personalausweis und die Wahlaufforderung des Wählers überprüft hat, über-

reicht er ihm gegen Abgabe dieser Unterlagen eine Chipkarte für die Stimmabgabe. 
 
Die Wähler, deren Stimmabgabe auf die Gemeinderatswahlen beschränkt ist, erhalten eine validierte Chip-

karte, die so angepasst wurde, dass sie ausschließlich für die Wahl des Gemeinderates wählen können. 
 
7. Eintritt in die Wahlkabine 
 
Der Wähler begibt sich sofort in eine der Wahlkabinen und darf sich nur während der für die Stimmabgabe 

erforderlichen Zeit in der Wahlkabine aufhalten. 
 
Der in Nr. 4 erwähnte Wähler darf sich von einem Begleiter begleiten lassen. Die Namen beider Personen 

werden im Protokoll vermerkt. Mangels einer Entscheidung für einen Begleiter seiner Wahl darf sich der Wähler, 
der Schwierigkeiten bei der Stimmabgabe hat, vom Vorsitzenden oder von einem anderen von ihm bestimmten 
Vorstandsmitglied beistehen lassen, unter Ausschluss der Zeugen oder jeder anderen Person. 

 
Wenn der Vorsitzende oder ein anderes Vorstandsmitglied das tatsächliche Vorhandensein dieser Schwierig-

keiten anzweifelt, entscheidet der Vorstand, und sein mit Gründen versehener Beschluss wird im Protokoll ver-
merkt. 

 
Wenn ein ärztliches Attest zur Rechtfertigung seines Antrags vorgelegt wird, wird es dem Protokoll beige-

fügt. 
 
8. Stimmabgabe 
 
Um seine Stimmabgabe vorzunehmen, führt er erst die Chipkarte in den dafür vorgesehenen Schlitz des 

Kartenlesers des Wahlcomputers ein. 
 
Zunächst bestimmt der Wähler, indem er auf den Berührungsbildschirm drückt, die Sprache, in der er die 

Stimmabgabe vornehmen möchte. 
 

Der belgische Wähler gibt zunächst seine Stimme für die Wahl des Provinzialrates ab; nachdem er diese 
Stimmabgabe bestätigt hat, gibt er seine Stimme für die Wahl des Gemeinderates ab und bestätigt sie eben-
falls. 

 
Die Wähler, deren Stimmabgabe auf die Gemeinderatswahlen beschränkt ist, geben ihre Stimme für die 

Wahl des Gemeinderates ab und bestätigen diese. 
 
Für jede Wahl gilt Folgendes: 
- Der Wähler entscheidet sich für eine Liste, indem er das Feld der gewählten Liste auf dem Berührungsbild-

schirm drückt, und bestätigt diese Entscheidung. Nachdem sich der Wähler für eine Liste entschieden hat, zeigt 
der Berührungsbildschirm für diese Liste die Namen und Vornamen der Kandidaten an, denen ihre laufende 
Nummer vorangeht; 

- Ist der Wähler mit der Vorschlagsreihenfolge für die Kandidaten auf der von ihm unterstützten Liste ein-
verstanden, so drückt er auf den hellen Mittelpunkt im Kopffeld über dieser Liste, das sich links oben auf dem 
Bildschirm befindet, und bestätigt diese Entscheidung; 

- Wenn nicht, gibt er eine Vorzugsstimme für einen oder mehrere Kandidaten dieser Liste ab, indem er 
nacheinander auf das Feld neben dem Namen dieses oder dieser Kandidaten drückt. Hierfür drückt er gleich wo 
auf dem Wahlfeld dieses oder dieser Kandidaten; das Feld jedes gewählten Kandidaten wird grau unterlegt. Er 
bestätigt diese Entscheidung. 

 
9. Ausdruck des Stimmzettels und Einwurf in die Urne 
 
Nachdem der Wähler seine Stimmabgabe für eine beziehungsweise mehrere Wahlen bestätigt hat, nimmt er 

den durch den Wahlcomputer ausgedruckten Stimmzettel und faltet ihn gleichmäßig und sorgfältig in der Mitte 
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mit der bedruckten Seite nach innen. Er nimmt daraufhin seine Chipkarte zurück. Er hat die Möglichkeit, seine 
Stimmabgaben zu visualisieren. Zu diesem Zweck liest der Wähler den Barcode seines Stimmzettels anhand 
des in einer der Wahlkabinen vorgesehenen Lesegeräts; er kann jedoch seine Stimmabgaben nicht mehr än-
dern. 

 
Der Wähler begibt sich mit seinem Stimmzettel, der noch immer mit der bedruckten Seite nach innen in der 

Mitte gefaltet ist, zur Urne. Befindet sich bereits ein anderer Wähler vor der Urne, um dort seinen Stimmzettel 
einzuspeichern, muss der Wähler in dem Wartebereich warten. Anschließend händigt der Wähler dem Vor-
standsvorsitzenden oder dem vom Vorsitzenden bestimmten Beisitzer die Chipkarte aus, scannt den Barcode 
seines Stimmzettels und steckt den Stimmzettel dann in die Urne. Der Wähler erhält seinen Personalausweis 
und seine vom Vorsitzenden oder beauftragten Beisitzer abgestempelte Wahlaufforderung zurück. 

 
10. Eventuelle Ungültigkeit des Stimmzettels 
 
Der Stimmzettel wird für ungültig erklärt: 
a) wenn der Wähler seinen Stimmzettel beim Verlassen der Wahlkabine so auffaltet, dass zu erkennen ist, 

wie er gewählt hat. Dies gilt auch, wenn der Wähler außen auf seinem Stimmzettel Markierungen oder Eintra-
gungen angebracht hat; 

b) wenn der Wähler infolge einer falschen Handhabung oder eines anderen ungewollten Fehlverhaltens den 
ihm ausgehändigten Stimmzettel beschädigt hat; 

c) wenn aus irgendeinem technischen Grund das Ausdrucken des Stimmzettels sich ganz oder zum Teil als 
unmöglich erweist; 

d) wenn der Wähler bei einer Visualisierung des Inhalts des Barcodes auf dem Bildschirm feststellt, dass es 
einen Unterschied zwischen dieser Visualisierung auf dem Bildschirm und dem Vermerk der Stimmabgabe so 
wie auf dem Stimmzettel abgedruckt gibt; 

e) wenn der Barcode nicht durch die elektronische Urne gelesen werden kann. 
 
In den in den vorhergehenden Absätzen erwähnten Fällen wird der Wähler aufgefordert, seine Stimmabgabe 

anhand einer neuen Chipkarte zu wiederholen. Auch wenn ein Wähler vor seiner Stimmabgabe die ihm ausge-
händigte Chipkarte versehentlich beschädigt hat, erhält er eine neue Chipkarte. 

 
11. Strafrechtliche Bestimmungen – Wahlpflicht 
 
Wähler, denen es unmöglich ist, an der Wahl teilzunehmen, können dem Friedensrichter die Gründe ihres 

Fernbleibens mit den erforderlichen Rechtfertigungen zur Kenntnis bringen. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass Personen, denen am Wahltag aufgrund eines Gerichts- oder Verwaltungs-

beschlusses die Freiheit entzogen ist, unmöglich an der Wahl teilnehmen können. 
 
Es wird keine Verfolgung eingeleitet, wenn der Friedensrichter im Einvernehmen mit dem Prokurator des 

Königs die Entschuldigungsgründe annimmt. 
 
Innerhalb acht Tagen nach Verkündung der Gewählten stellt der Prokurator des Königs die Liste der Wähler 

auf, die nicht an der Wahl teilgenommen haben und deren Entschuldigungen nicht angenommen wurden. 
 
Diese Wähler werden mittels einfacher Benachrichtigung vor das Polizeigericht geladen, das nach Anhörung 

der Staatsanwaltschaft ohne Berufungsmöglichkeit entscheidet. 
 
Eine erstmalige ungerechtfertigte Abwesenheit wird den Umständen entsprechend mit einem Verweis oder 

mit einer Geldstrafe von fünf bis zu zehn Euro geahndet. 
 
Bei Rückfall wird eine Geldstrafe von zehn bis zu fünfundzwanzig Euro verhängt. 
 
Es wird keine Ersatzgefängnisstrafe ausgesprochen. 
 
Wenn unbeschadet der vorerwähnten Strafbestimmungen ein Wähler mindestens viermal innerhalb fünfzehn 

Jahren ohne Rechtfertigung der Wahl fernbleibt, wird er für zehn Jahre aus den Wahlregistern gestrichen und 
darf er während dieser Zeit von einer öffentlichen Behörde weder ernannt noch befördert oder ausgezeichnet 
werden. 

 
Nimmt jemand nicht an einer Wahl teil, nachdem er vorher einer andersartigen Wahl fernblieb, und umge-

kehrt, so stellt dies für den Zuwiderhandelnden keine Rückfälligkeit dar. 
 
Hinsichtlich der Vollstreckung der Strafen darf kein Aufschub gewährt werden. 
 
Gegen eine Verurteilung durch Versäumnisurteil kann innerhalb sechs Monaten nach Notifizierung des Ur-

teils Einspruch erhoben werden. Dieser Einspruch kann kostenlos durch einfache Erklärung im Gemeindehaus 
erfolgen. 

 
12. Strafrechtliche Bestimmungen – Stimmenfang 
 
Die folgenden, von einem Wähler ausgehenden Handlungen, werden als Stimmenfang betrachtet: 
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1. unter dem Namen eines anderen Wählers wählen oder zur Stimmabgabe vorstellig werden, außer bei 
Wahl mittels Vollmacht. 

2. einen oder mehrere Stimmzettel beiseite schaffen oder einbehalten. 
 

Wer an diesen Vergehen schuldig ist wird mit einer Gefängnisstrafe von einem Monat bis zu einem Jahre 
und mit einer Geldstrafe von sechsundzwanzig bis tausend Euro belegt. 

 
Die folgenden, von einem Wähler ausgehenden Handlungen, werden ebenfalls als Stimmenfang betrachtet: 
1. eine Vollmacht in Anwendung von Artikel L4132-1 §1 des Kodex der lokalen Demokratie und der Dezent-

ralisierung erteilen, ohne die dazu erforderlichen Bedingungen zu erfüllen; 
2. nach Erteilung der Vollmacht seinen Bevollmächtigten wählen lassen, obwohl die für die Ausübung des 

Rechts zur Wahl mittels Vollmacht vorgesehenen Bedingungen nicht vorhanden waren; 
3. wissentlich im Namen seines Vollmachtgebers wählen, obwohl letzterer verstorben war oder imstande 

war, selbst sein Wahlrecht auszuüben; 
4. mehrere Vollmachten in Anwendung des Rechts zur Wahl mittels Vollmacht annehmen oder erteilen; 
 
Wer an diesen Vergehen schuldig ist, wird mit einer Geldstrafe von sechsundzwanzig bis zu tausend Euros 

belegt. 
 
Die folgenden, von einem Wähler ausgehenden Handlungen, werden als Stimmenfang betrachtet: 
1°. In einem Wahllokal entgegen den Vorschriften der Artikel L4121-2 und 3 des Kodex der lokalen Demo-

kratie und der Dezentralisierung wählen 
2° am selben Tag aufeinanderfolgend in zwei oder mehreren Wahllokalen derselben Gemeinde oder unter-

schiedlicher Gemeinden wählen, auch wenn man in den Wahlregistern dieser verschiedenen Gemeinden oder 
Lokalen eingetragen ist. 

 
Wer an diesen Vergehen schuldig ist wird mit einer Gefängnisstrafe von acht bis fünfzehn Tagen oder mit 

einer Geldstrafe von sechsundzwanzig bis zu zweihundert Euro belegt. 
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Muster 2. Wortlaut auf der Rückseite der Wahlaufforderungen 
 

ANWEISUNGEN FÜR DIE WÄHLER 
 

Die Wähler werden von 8 bis 15 Uhr zur Stimmabgabe zugelassen. Wähler, die sich um 15 Uhr im Wahllokal 
oder im Wartesaal befinden, werden jedoch noch zur Stimmabgabe zugelassen. 

 
Der Wähler, der es für notwendig erachtet, sich bis in die Wahlkabine begleiten zu lassen, um sein Wahl-

recht auszuüben, kann spätestens am Tag vor dem Wahltag eine diesbezügliche Erklärung beim Bürgermeister 
seines Wohnsitzes einreichen. 

 
Der Wähler wählt seinen Begleiter; dieser muss jedoch selbst Wähler sein. 
 
Ein Kandidat kann nur dann als Begleiter seines Ehepartners oder seines gesetzlich zusammenwohnenden 

Partners, oder eines Verwandten oder Verschwägerten, der seinen Hauptwohnort an seinem Wohnsitz festge-
legt hat, auftreten, wenn er selbst Wähler ist. Ein Kandidat kann ebenfalls als Begleiter eines Verwandten oder 
Verschwägerten, der seinen Hauptwohnort nicht an seinem Wohnsitz festgelegt hat, auftreten, sofern die Ver-
wandtschaft bis zum dritten Grad nachgewiesen werden kann. 

 
Nachdem der Vorsitzende den Personalausweis und die Wahlaufforderung des Wählers überprüft hat, über-

reicht er ihm gegen Abgabe dieser Unterlagen eine Chipkarte für die Stimmabgabe. 
 
Die Wähler, deren Stimmabgabe auf die Gemeinderatswahlen beschränkt ist, erhalten eine validierte Chip-

karte, die so angepasst wurde, dass sie ausschließlich für die Wahl des Gemeinderates wählen können. 
 
Der Wähler begibt sich sofort in eine der Wahlkabinen und darf sich nur während der für die Stimmabgabe 

erforderlichen Zeit in der Wahlkabine aufhalten. 
 
Um seine Stimmabgabe vorzunehmen, führt er erst die Chipkarte in den dafür vorgesehenen Schlitz des 

Kartenlesers des Wahlcomputers ein. 
 
Der belgische Wähler gibt zunächst seine Stimme für die Wahl des Provinzialrates ab; nachdem er diese 

Stimmabgabe bestätigt hat, gibt er seine Stimme für die Wahl des Gemeinderates ab und bestätigt sie eben-
falls. 

 
Die Wähler, deren Stimmabgabe auf die Gemeinderatswahlen beschränkt ist, geben ihre Stimme für die 

Wahl des Gemeinderates ab und bestätigen diese. 
 
Für jede Wahl gilt Folgendes: 
- Der Wähler entscheidet sich für eine Liste, indem er das Feld der gewählten Liste auf dem Berührungsbild-

schirm drückt, und bestätigt diese Entscheidung. Nachdem sich der Wähler für eine Liste entschieden hat, zeigt 
der Berührungsbildschirm für diese Liste die Namen und Vornamen der Kandidaten an, denen ihre laufende 
Nummer vorangeht; 

- Ist der Wähler mit der Vorschlagsreihenfolge für die Kandidaten auf der von ihm unterstützten Liste ein-
verstanden, so drückt er auf den hellen Mittelpunkt im Kopffeld über dieser Liste, das sich links oben auf dem 
Bildschirm befindet, und bestätigt diese Entscheidung; 

- Wenn nicht, gibt er eine Vorzugsstimme für einen oder mehrere Kandidaten dieser Liste ab, indem er 
nacheinander auf das Feld neben dem Namen dieses oder dieser Kandidaten drückt. Hierfür drückt er gleich wo 
auf dem Wahlfeld dieses oder dieser Kandidaten; das Feld jedes gewählten Kandidaten wird grau unterlegt. Er 

bestätigt diese Entscheidung. 
 
Nachdem der Wähler seine Stimmabgabe für eine beziehungsweise mehrere Wahlen bestätigt hat, nimmt er 

den durch den Wahlcomputer ausgedruckten Stimmzettel und faltet ihn gleichmäßig und sorgfältig in der Mitte 
mit der bedruckten Seite nach innen. Er nimmt daraufhin seine Chipkarte zurück. Er hat die Möglichkeit, seine 
Stimmabgaben zu visualisieren. Zu diesem Zweck liest der Wähler den Barcode seines Stimmzettels anhand 
des in einer der Wahlkabinen vorgesehenen Lesegeräts; er kann jedoch seine Stimmabgaben nicht mehr än-
dern. 

 
Der Wähler begibt sich mit seinem Stimmzettel, der noch immer mit der bedruckten Seite nach innen in der 

Mitte gefaltet ist, zur Urne. Befindet sich bereits ein anderer Wähler vor der Urne, um dort seinen Stimmzettel 
einzuspeichern, muss der Wähler in dem Wartebereich warten. Anschließend händigt der Wähler dem Vor-
standsvorsitzenden oder dem vom Vorsitzenden bestimmten Beisitzer die Chipkarte aus, scannt den Barcode 
seines Stimmzettels und steckt den Stimmzettel dann in die Urne. Der Wähler erhält seinen Personalausweis 
und seine vom Vorsitzenden oder beauftragten Beisitzer abgestempelte Wahlaufforderung zurück. 

 
Der Stimmzettel wird für ungültig erklärt: 
a) wenn der Wähler seinen Stimmzettel beim Verlassen der Wahlkabine so auffaltet, dass zu erkennen ist, 

wie er gewählt hat. Dies gilt auch, wenn der Wähler außen auf seinem Stimmzettel Markierungen oder Eintra-
gungen angebracht hat; 

b) wenn der Wähler infolge einer falschen Handhabung oder eines anderen ungewollten Fehlverhaltens den 
ihm ausgehändigten Stimmzettel beschädigt hat; 

c) wenn aus irgendeinem technischen Grund das Ausdrucken des Stimmzettels sich ganz oder zum Teil als 
unmöglich erweist; 
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d) wenn der Wähler bei einer Visualisierung des Inhalts des Barcodes auf dem Bildschirm feststellt, dass es 
einen Unterschied zwischen dieser Visualisierung auf dem Bildschirm und dem Vermerk der Stimmabgabe so 
wie auf dem Stimmzettel abgedruckt gibt; 

e) wenn der Barcode nicht durch die elektronische Urne gelesen werden kann. 

 
In den in den vorhergehenden Absätzen erwähnten Fällen wird der Wähler aufgefordert, seine Stimmabgabe 

anhand einer neuen Chipkarte zu wiederholen. Auch wenn ein Wähler vor seiner Stimmabgabe die ihm ausge-
händigte Chipkarte versehentlich beschädigt hat, erhält er eine neue Chipkarte. 

 
Auszug aus dem Kodex der lokalen Demokratie und der Dezentralisierung (1) 
 
Art. L4132-1 - §1 - Folgende Wähler können einen anderen Wähler bevollmächtigen, um in ihrem Namen 

und für ihre Rechnung zu wählen: 
1° Wähler, die wegen Krankheit oder Behinderung oder wegen Krankheit oder Behinderung eines Verwand-

ten oder Verschwägerten oder eines zusammenlebenden Partners nicht fähig sind, sich in das Wahlzentrum zu 
begeben, oder nicht dorthin gebracht werden können. Diese Unfähigkeit wird durch ein ärztliches Attest be-
scheinigt. Ärzte, die als Kandidat für die Wahl vorgeschlagen wurden, dürfen kein solches Attest ausstellen; 

2° Ein Wähler, der aus beruflichen beziehungsweise dienstlichen Gründen: 
a. im Ausland bleiben muss, desgleichen die Wähler, die seiner Familie oder seinem Gefolge angehören und 

mit ihm zusammenwohnen; 
b. unmöglich im Wahlzentrum vorstellig werden kann, obwohl er sich am Wahltag im Königreich aufhält. 
Die unter den Buchstaben a. und b. erwähnte Verhinderung wird durch eine Bescheinigung der Militär- oder 

Zivilbehörden oder des Arbeitgebers, denen der Betreffende unterstellt ist, bestätigt, 
Wenn der Betroffene ein Selbstständiger ist, wird die unter den Buchstaben a. und b. erwähnte Verhinde-

rung durch eine vorher bei der Gemeindeverwaltung ausgeführte ehrenwörtliche Erklärung bestätigt. 
3° Wähler, die den Beruf eines Binnenschiffers oder eines Wander- oder Jahrmarktsgewerbetreibenden aus-

üben, und Familienmitglieder, die mit ihnen zusammenwohnen. 
Die Ausübung dieses Berufs wird durch eine Bescheinigung des Bürgermeisters der Gemeinde, in der der 

Betreffende im Bevölkerungsregister eingetragen ist, bestätigt. 
4° Wähler, denen am Wahltag aufgrund einer gerichtlichen Maßnahme die Freiheit entzogen ist. 
Dieser Umstand wird durch die Leitung der Anstalt, in der der Betreffende sich aufhält, bescheinigt; 
5° Wähler, denen es aufgrund ihrer religiösen Überzeugung unmöglich ist, sich am Wahltag ins Wahlzent-

rum zu begeben. 
Diese Verhinderung ist durch eine Bescheinigung der Behörde der Glaubensgemeinschaft zu rechtfertigen. 
6° Studenten, die sich aus Studiengründen unmöglich ins Wahlzentrum begeben können, vorausgesetzt, sie 

legen eine Bescheinigung der Leitung der Unterrichtsanstalt vor, die sie besuchen, 
7° Wähler, die sich aus anderen als den oben angeführten Gründen aufgrund eines vorübergehenden Aus-

landsaufenthaltes am Wahltag nicht an ihrem Wohnort befinden und daher nicht in der Lage sind, sich in das 
Wahlbüro zu begeben. 

Der Auslandsaufenthalt aus diesem Grund kann durch eine Bescheinigung der Reiseveranstalters bescheinigt 
werden. Dieses Dokument gibt den Namen des Wählers an, der einen anderen Wähler bevollmächtigten möch-
te, um in seinem Namen zu wählen. 

Wenn es dem Wähler nicht möglich ist, ein solches Dokument zu erhalten, kann die Tatsache, dass er nicht 
in der Lage ist, sich am Wahltag in das Wahllokal zu begeben, durch eine Bescheinigung des Bürgermeisters der 
Gemeinde seines Wohnsitzes, die auf Vorlage anderer Beweisstücke oder einer schriftlichen ehrenwörtlichen 
Erklärung ausgestellt wird, bescheinigt werden. Die Regierung legt das Muster der durch den Bürgermeister 
auszustellenden Bescheinigung fest. 

Der Antrag muss spätestens am Tag vor dem Wahltag beim Bürgermeister der Gemeinde des Wohnsitzes 
eingereicht werden. 

 
§2 - Jeder Wähler kann als Bevollmächtigter benannt werden. 
Ein Kandidat kann nur dann als Bevollmächtigter seines Ehepartners oder seines gesetzlich zusammenwoh-

nenden Partners, oder eines Verwandten oder Verschwägerten, der seinen Hauptwohnort an seinem Wohnsitz 
festgelegt hat, benannt werden, wenn er selbst Wähler ist. 

Ein Kandidat kann ebenfalls nur dann als Bevollmächtigter eines Verwandten oder Verschwägerten, der sei-
nen Hauptwohnort nicht an seinem Wohnsitz festgelegt hat, benannt werden, wenn die Verwandtschaft bis zum 
3. Grad nachgewiesen werden kann. 

Falls Vollmachtgeber und Bevollmächtigter beide im Bevölkerungsregister derselben Gemeinde eingetragen 
sind, bescheinigt der Bürgermeister dieser Gemeinde das Verwandtschaftsverhältnis auf dem Vollmachtsformu-
lar. 

Sind beide nicht in derselben Gemeinde eingetragen, bescheinigt der Bürgermeister der Gemeinde, in der 
der Bevollmächtigte eingetragen ist, das Verwandtschaftsverhältnis auf Vorlage einer Offenkundigkeitsurkunde. 
Die Offenkundigkeitsurkunde wird dem Vollmachtsformular beigefügt. 

Jeder Bevollmächtigte darf nur über eine Vollmacht verfügen. 
In Abweichung von den vorangehenden Absätzen wird der Bevollmächtigte frei vom Vollmachtgeber be-

stimmt, wenn es sich um einen Wähler handelt, dem es aufgrund seiner religiösen Überzeugung unmöglich ist, 
sich in das Wahlzentrum zu begeben. 

 
§3 - Die Vollmacht wird auf einem Formular ausgestellt, dessen Muster von der Regierung festgelegt wird 

und das kostenlos beim Gemeindesekretariat erhältlich ist. 
In der Vollmacht werden angegeben: die Wahlen, für die sie gültig ist, Name, Vornamen, Geburtsdaten und 

Anschriften des Vollmachtgebers und des Bevollmächtigten sowie die Identifizierungsnummer im Nationalregis-
ter der natürlichen Personen des Vollmachtgebers. 
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Das Vollmachtsformular wird vom Vollmachtgeber und vom Bevollmächtigten unterzeichnet. 
 
§4 - Der Bevollmächtigte, der dem Vorstandsvorsitzenden des Wahlbüros, in dem der Vollmachtgeber hätte 

wählen müssen, die Vollmacht und eine der in Paragraf 1 erwähnten Bescheinigungen aushändigt und ihm sei-

nen Personalausweis und seine Wahlaufforderung vorzeigt, auf der der Vorsitzende dann den Vermerk "Hat 
mittels Vollmacht gewählt" einträgt, kann zur Stimmabgabe zugelassen zu werden. 

 
 
(1) So wie gemäß dem Zusammenarbeitsabkommen vom 13. Juli 2017 zwischen der Wallonischen Region 

und der Deutschsprachigen Gemeinschaft über die Lokalwahlen vom 14. Oktober 2018 auf dem deutschen 
Sprachgebiet anwendbar. 


